
 

Bekanntgabe der Beschlüsse aus der öffentlichen Sitzung vom 15.09.2016: 

 

Einer Verlängerung des KONUS-Vertrags von 2017 – 2021 mit der Schwarzwaldtourismus GmbH, Freiburg wurde 
zugestimmt, sofern die Vermieterversammlung ebenfalls einer Verlängerung zustimmt. 
 
 

Den vorgelegten Grundsätzen über den Inhalt des Amtsblattes der Gemeinde Sexau wurde zugestimmt.  
 

 

Dem betriebswirtschaftlichen Ergebnis 2015 des Gemeindewaldes wurde zugestimmt. 
 

 

Der Jahresrechnung 2015 wurde zugestimmt. 
 

 

Dem Jahresabschluss 2015 des Eigenbetriebes Liegenschaften Rathausareal wurde zugestimmt.  
 

 

Der Änderungssatzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Asylbewerberunterkünften wurde zugestimmt  
 

 

Der Gebührenordnung für die Benutzung der Hochburghalle in Sexau vom 15.09.2016 wurde zugestimmt.  
 
 

Der Gemeinderat stimmt einer Erhöhung des einmaligen jährlichen Zuschuss an Sexauer Vereine für die 
Benutzung der Hochburghalle in Höhe von € 250,--  zu. Für die Benutzung der Bürgerbegegnung wird ein 
einmaliger jährlicher Zuschuss in Höhe von € 220,--  gewährt. 
 

 

Der Teilabbruch - Am Reichenbächle 1, Flst.Nr.106 - wurde einstimmig zur Kenntnis genommen. 
 

 

Dem Teilabbruch des Dachgeschosses - Am Reichenbächle 1, Flst.Nr. 106 - wurde zugestimmt und die 
erforderliche sanierungsrechtliche Zustimmung erteilt.  
 

 

Der Befreiung für die Überschreitung der Baugrenze - Hohlgaßweg 2, Flst.Nr. 34/3 - wurde zugestimmt und das 
erforderliche Einvernehmen der Gemeinde erteilt. Es wurde darauf hingewiesen, dass auf der Grenze zugelassene 
Grenzbauten, wie Garagen, möglich sind.  
 

 

Der Befreiung für den Einbau von Dachgauben im Rahmen des Ausbaus des Bachgeschosses - Höchtestr. 31, 
Flst.Nr. 34/3 - wurde zugestimmt und das erforderliche Einvernehmen der Gemeinde erteilt.  
 

 

Dem Abbruch des Wohn- und Ökonomiegebäudes, Wiederaufbau mit Betriebsleiterwohnung und zwei 
Ferienwohnungen sowie Betriebsgebäude und Carport – Sailerhöfe 14, Flst.Nr. 1731/2 und 1737 - wurde 
zugestimmt und das erforderliche Einvernehmen der Gemeinde erteilt. 
 

 



 

 

 


